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Chronique générale

Politique sociale

Santé, assistance sociale, sport

Stupéfiants

Sinngemäss sicherten beide Parteien auch der für 1993 geplanten
Drogenliberalisierungsinitiative, deren Text der Verein gegen gesellschaftliche
Gleichgültigkeit (VGGG) in eine Vernehmlassung bei Parteien und politischen Behörden
schickte, ihre grundsätzliche Unterstützung zu. Die Initiative verlangt die Straffreiheit
des Drogenerwerbs und -konsums sowie die Legalisierung eines staatlich kontrollierten
Drogenhandels. Auch hier sollten Einfuhr, Herstellung und Verkauf von
Betäubungsmitteln ausschliesslich dem Bund zustehen. 1

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 26.10.1992
MARIANNE BENTELI

Vertreter dieser Gruppe gehörten federführend zum Initiativkomitee, welches Ende
Jahr eine Volksinitiative «Jugend ohne Drogen» lancierte. Dem Copräsidium gehören
die Nationalrätinnen und Nationalräte Aubry (fdp, BE), Borer (ap, SO), Bortoluzzi (svp,
ZH), Dreher (ap, ZH), Friderici (lp, VD), Giezendanner (ap, AG), Leuba (lp, VD), Miesch
(fdp, BL), Moser (ap, AG), Müller (svp, AG), Philipona (fdp, FR), Rohrbasser (svp, FR),
Sandoz (lp, VD), Jürg Scherrer (ap, BE), Werner Scherrer (edu, BE), Steinemann (ap, SG)
und Tschuppert (fdp, LU) sowie die beiden Ständeräte Kündig (cvp, ZG) und Morniroli
(lega, TI) an. Massiv vertreten im Initiativkomitee sind Sportler vorab aus dem Umkreis
der schweizerischen Ski-Nationalmannschaft und einige Prominente aus der
Unterhaltungsbranche. 

Gemäss dem Initiativtext soll der Bund das Rauschgiftproblem mit einer restriktiven,
direkt auf Abstinenz ausgerichteten Drogenpolitik bekämpfen und die notwendigen
Gesetze dazu erlassen, zudem eine aktive Drogenprävention verfolgen und Entzugs-
und Wiedereingliederungsmassnahmen fördern. Ausdrücklich verbieten wollen die
Initianten die Abgabe von Betäubungsmitteln. Vorbehalten ist eine Abgabe zu rein
medizinischen Zwecken, wobei Heroin und Kokain allerdings ausgeschlossen sind. Als
bekannt wurde, dass auch der umstrittene Verein zur Förderung der psychologischen
Menschenkenntnis (VPM) hinter der Initiative steht, distanzierten sich einzelne Sportler
von ihrem Engagement. 2

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 20.11.1992
MARIANNE BENTELI

Die Volksinitiative «Jugend ohne Drogen» wurde mit 140'949 gültigen Unterschriften
eingereicht. Die Sammlung der Unterschriften erfolgte mit Unterstützung zahlreicher
Sportler und in enger Zusammenarbeit mit dem umstrittenen «Verein zur Förderung
der psychologischen Menschenkenntnis» (VPM). Fast die Hälfte der Unterschriften
stammte aus der Romandie. 3

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 23.04.1993
MARIANNE BENTELI

Mitte Mai 1993 lancierte die Arbeitsgemeinschaft für Drogenlegalisierung (Droleg), die
Nachfolgeorganisation des «Vereins gegen gesellschaftliche Gleichgültigkeit» (VGGG)
mit Unterstützung der Grünen und der SP die Volksinitiative «Für eine vernünftige
Drogenpolitik/Tabula rasa mit der Drogenmafia». Sie verlangt, dass der Drogenkonsum
entkriminalisiert wird und der Staat Handel und Herstellung von Betäubungsmitteln
regelt. Der Text der Initiative hatte bis zuletzt zu heftigen Diskussionen geführt. Über
die generelle Stossrichtung waren sich die in der Trägerschaft zusammengeschlossenen
Gassenarbeiter, Drogenfachleute, Ärzte, Juristen und Politiker weitgehend einig.
Umstritten war hingegen die sogenannte Medizinalisierung der Drogenabgabe.
Schliesslich setzten sich die Gassenarbeiter mit ihrer Variante durch, wonach
Betäubungsmittel, die heute illegal konsumiert werden, wie Haschisch, Heroin und
Kokain, nach Annahme des Volksbegehrens frei und ohne Rezept bezogen werden
könnten. Nicht glücklich über diesen Entscheid war der St. Galler SP-Nationalrat
Rechsteiner, der massgeblich an der Ausarbeitung der Initiative beteiligt gewesen war
und nun befürchtete, damit werde die politische Grundsatzdiskussion auf einen
Nebenschauplatz abgedrängt. Wegen dieser Bedenken und der Skepsis der welschen
Genossen beschloss der Vorstand der SP, die Initiative zwar zu unterstützen, dem
Trägerverein aber nicht beizutreten. 4

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 17.05.1993
MARIANNE BENTELI
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Die im Vorjahr lancierte Volksinitiative «für eine vernünftige Drogenpolitik» (Droleg),
welche verlangt, dass der Drogenkonsum entkriminalisiert wird und der Staat
Herstellung und Handel von Betäubungsmitteln regelt, wurde Anfang November 1994
mit 107'669 gültigen Unterschriften eingereicht. Damit kann die Bevölkerung an der
Urne entscheiden, ob sie eine repressive Drogenpolitik im Sinn der Volksinitiative
«Jugend ohne Drogen» oder eine permissive nach dem Muster der «Droleg»
befürwortet, oder ob sie – durch die Ablehnung beider Extreme – dem Bundesrat ihr
Vertrauen für seine Politik des Mittelweges aussprechen will. 5

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 09.11.1994
MARIANNE BENTELI

In Anbetracht dieser Ausrichtung seiner Drogenpolitik ist es nicht erstaunlich, dass der
Bundesrat die 1993 eingereichte, äusserst restriktive Volksinitiative «Jugend ohne
Drogen» zur Ablehnung empfehlen will. Anfangs Dezember 1994 gab das EDI einen
entsprechenden direkten Gegenvorschlag in die Vernehmlassung. Die in einem neuen
Verfassungsartikel umschriebene Drogenpolitik des Bundes zielt darauf ab, die
schädigende Wirkung des Drogenkonsums zu minimieren, und sie stützt sich dabei auf
die vier Säulen Repression, Vorbeugung, Therapie und Überlebenshilfe. Die
Verankerung in der Verfassung soll Bund, Kantone und Gemeinden auf diese Leitidee
verpflichten. Wie Bundesrätin Dreifuss erläuterte, will der Bundesrat zwar auch, dass
Jugendliche nicht zu Drogen greifen, doch sei eine drogenfreie Gesellschaft wohl ein
nicht zu erreichendes Idealziel, weshalb es vor allem gelte, die Folgen des Konsums zu
reduzieren. 6

CONTRE-PROJET DIRECT À UNE INITIATIVE
POPULAIRE
DATE: 06.12.1994
MARIANNE BENTELI

Entgegen seiner Ende 1994 geäusserten Absicht will der Bundesrat den beiden
drogenpolitischen Volksinitiativen keinen direkten Gegenvorschlag entgegensetzen.
Diesen Rückzug begründete er mit der Feststellung, seine Vier-Säulen-Strategie
(Prävention, Überlebenshilfe, Therapie und Repression) habe in der Vernehmlassung
generell einen starken Rückhalt gefunden. Bei der Umsetzung gingen die Meinungen
allerdings weit auseinander, weshalb es nicht ratsam wäre, den breiten Konsens wegen
einer Formulierungsfrage aufs Spiel zu setzen. Die Landesregierung suche in erster
Linie den pragmatischen Weg. Für die Ende 1994 initiierte Revision des
Betäubungsmittelgesetzes sei die verfassungsmässige Grundlage bereits gegeben. FDP
und SP begrüssten den Entscheid des Bundesrates. CVP und SVP kündigten hingegen
an, sie würden sich im Parlament für die Erarbeitung eines Gegenvorschlages einsetzen,
der die wesentlichen Elemente des ursprünglichen bundesrätlichen Vorschlags wieder
aufnehmen soll. 7

CONTRE-PROJET DIRECT À UNE INITIATIVE
POPULAIRE
DATE: 19.06.1995
MARIANNE BENTELI

Im Bestreben, in der Drogenpolitik einen möglichst breiten Handlungsspielraum zu
bewahren, folgte der Nationalrat nach einer sechsstündigen Debatte mit 125 zu 41 resp.
mit 120 zu 40 Stimmen deutlich der Empfehlung des Bundesrates und der Mehrheit
seiner Kommission und empfahl sowohl das ganz auf Abstinenz und Repression
ausgerichtete Volksbegehren "Jugend ohne Drogen" als auch die permissive
Volksinitiative "für eine vernünftige Drogenpolitik (DroLeg)" Volk und Ständen zur
Ablehnung. Wie nicht anders zu erwarten war, fand "Jugend ohne Drogen" vor allem
Unterstützung im rechtsbürgerlichen Lager, "DroLeg" hingegen vornehmlich in rot-
grünen Kreisen. Mit ihrer deutlichen Opposition gegen diese beiden extremen
Volksbegehren zeigte die grosse Kammer ihre Bereitschaft, den vom Bundesrat
eingeschlagenen Mittelweg zu unterstützen, der auf den vier Säulen Prävention,
Überlebenshilfe, Therapie und Repression basiert. Vergeblich plädierten die CVP-
Vertreter dafür, doch noch einen direkten Gegenvorschlag zu der zuerst zur
Abstimmung gelangenden Initiative "Jugend ohne Drogen" auszuarbeiten, wie dies der
Bundesrat ursprünglich beabsichtigt hatte. Sie machten geltend, die heutige
Drogenpolitik verlange nach einer klaren Verankerung in der Verfassung; ohne
deutliches Bekenntnis der Behörden zum Ziel einer drogenfreien Gesellschaft könnten
die Vertreter von "Jugend ohne Drogen" zudem auch jene Kreise um sich scharen,
welche zwar nicht einseitig auf Repression setzen wollten, die aber dennoch die
Versuche des Bundes mit der kontrollierten Heroinabgabe missbilligten und
befürchteten, daraus könne eine generelle Praxis der Legalisierung aller Drogen
abgeleitet werden. Der Vorschlag unterlag mit 132 zu 35 Stimmen klar. 8

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 21.03.1996
MARIANNE BENTELI
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Diese Argumente stiessen hingegen im Ständerat auf offene Ohren: Er lehnte die
Initiativen zwar gleichermassen ab, nahm aber mit 32:5 Stimmen einen von seiner
Kommission ausgearbeiteten Gegenvorschlag zu "Jugend ohne Drogen" an. Demnach
sollte in der Verfassung das Ziel der drogenfreien Gesellschaft explizit verankert
werden. Der Ständerat übernahm dabei grosso modo den Vorschlag der CVP, der auch
von der gesamten "Parlamentariergruppe Drogenpolitik" unterstützt wurde. Die
Verschreibung von Drogen sollte unter der Bedingung der medizinischen Anwendung
weiter möglich sein. Für den Gegenvorschlag machten sich vor allem die CVP-
Ständeräte Cottier (FR), Danioth (UR) und Frick (SZ) stark. Zusammen mit den SP-
Abgeordneten Plattner (BS) und Gentil (JU) sowie Dick Marty (fdp, TI) bot Bundesrätin
Dreifuss dem Gegenvorschlag vergebens die Stirn. Das Argument, dass juristisch keine
Notwendigkeit für einen neuen Verfassungsartikel zur Drogenpolitik bestehe, wog im
Rat weniger schwer als die mehrfach vorgebrachte Warnung davor, der Initiative
"Jugend ohne Drogen" in der Abstimmung mit leeren Händen gegenüber zu treten. 9

CONTRE-PROJET DIRECT À UNE INITIATIVE
POPULAIRE
DATE: 17.09.1996
MARIANNE BENTELI

Der Nationalrat hielt jedoch an seinem ersten Entscheid fest und erteilte dem
Gegenvorschlag mit 136 zu 42 Stimmen erneut eine deutliche Absage. Ausser im
rechtsbürgerlichen Lager fand der Gegenvorschlag nur in den Kreisen der CVP und
unter den welschen Parlamentariern Zustimmung. Ihnen standen die SP und die Grünen
gegenüber, die sich von Anfang an und stets klar gegen einen Gegenvorschlag
ausgesprochen hatten. Entscheidend wurde somit die Haltung der FDP. Deren Vertreter
im Ständerat hatten mehrheitlich für den Gegenvorschlag gestimmt. In der
Zwischenzeit war die Fraktion aber zur Überzeugung gelangt, dass sich die
bundesrätliche Vier-Säulen-Politik ohne Gegenvorschlag besser umsetzen lasse, da der
Gegenvorschlag des Ständerates restriktiv, unklar und kontraproduktiv sei. 10

CONTRE-PROJET DIRECT À UNE INITIATIVE
POPULAIRE
DATE: 03.12.1996
MARIANNE BENTELI

Aufgrund des klaren nationalrätlichen Abstimmungsergebnisses zeigte sich die
Kommission des Ständerates bereit, auf den Gegenvorschlag zu verzichten. Im Plenum
nahm der liberale Waadtländer Arzt Rochat das Vorhaben jedoch wieder auf und
beantragte - unterstützt von seinen Kollegen Béguin (fdp, NE), Brändli (svp, GR) und
Danioth (cvp, UR) - einen leicht modifizierten Gegenvorschlag. Danach sollten die
Kantone nicht nur dem Missbrauch, sondern generell dem Konsum von
Betäubungsmitteln vorbeugen. Danioth fügte noch hinzu, die medizinische Anwendung
von Drogen sei auf das Unerlässliche zu beschränken. Gegen diese Verschärfung
wehrten sich vor allem jene freisinnigen Abgeordneten, die im September der
ausgewogeneren Variante noch zugestimmt hatten. Der Appell von Cottier (cvp, FR) und
Schmid (cvp, AI), aus taktischen Gründen die Initiative nicht allein zur Abstimmung zu
bringen, verfing zwar noch, doch bereits in wesentlich geringerem Umfang. 22
Abgeordnete stimmten für den Gegenvorschlag, 20 dagegen. Damit ging auf
parlamentarischer Ebene das Jahr mit einer Pattsituation zu Ende. 11

CONTRE-PROJET DIRECT À UNE INITIATIVE
POPULAIRE
DATE: 12.12.1996
MARIANNE BENTELI

Die Diskussionen um die Zukunft der Schweizer Drogenpolitik standen im Berichtsjahr
ganz im Zeichen der Abstimmung über die Volksinitiative "Jugend ohne Drogen", deren
Annahme die Weiterführung der bisherigen Vier-Säulen-Strategie des Bundes
(Prävention, Repression, Therapie und Überlebenshilfe) weitgehend eingeschränkt
hätte. Insbesondere die Überlebenshilfe (Methadon- und Heroinprogramme,
flächendeckende Spritzenabgabe) wäre bei einer Zustimmung zur Initiative praktisch
verunmöglicht worden.

Anfang Jahr beharrten beide Kammern vorerst auf ihrer Haltung gegenüber der
Volksinitiative. Zu Beginn der Frühjahrssession bekräftigte der Nationalrat seine
Auffassung, wonach der im Vorjahr vom Ständerat ausgearbeitete direkte
Gegenvorschlag unnötig und sogar kontraproduktiv sei, weil er eine kontinuierliche
Weiterentwicklung der Politik des Bundes verhindern würde. Der Ständerat wollte
hingegen am Gegenvorschlag festhalten, weil nur ein gewisses Entgegenkommen
gegenüber den Anliegen der Initianten eine mögliche Annahme der Initiative wirksam
verhindere. Dennoch kündigte sich ein mögliches Einschwenken auf die Position des
Nationalrates an; ein Antrag Schoch (fdp, AR) auf Zustimmung zum Nationalrat unterlag
nur knapp mit 23 zu 20 Stimmen. 12

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 12.03.1997
MARIANNE BENTELI
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Weil damit die Differenzen zwischen den Räten auch im dritten Anlauf nicht
ausgeräumt werden konnten, kam die Einigungskonferenz zum Zuge. Diese schloss sich
mit 14 zu 12 Stimmen der Haltung des Nationalrates an, worauf sich beide Kammern mit
81 zu 50 bzw. mit 24 zu 12 Stimmen dafür aussprachen, dem Volk die Initiative ohne
Gegenvorschlag zur Ablehnung zu empfehlen. Gleichzeitig mit der Schlussabstimmung
wurde auch die Volksinitiative "für eine vernünftige Drogenpolitik (DroLeg)" definitiv
und ebenfalls ohne Gegenvorschlag verworfen. 13

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 21.03.1997
MARIANNE BENTELI

Im Abstimmungskampf, der von beiden Seiten sehr intensiv und emotional geführt
wurde, waren die Fronten von Anbeginn klar. Die drei Bundesratsparteien CVP, FDP und
SP sowie die Grünen engagierten sich in einem gemeinsamen Abstimmungskomitee
gegen die Initiative. Sie fanden die Unterstützung von rund 20 gesamtschweizerischen
Organisationen aus den Bereichen Medizin, Drogen, Sozialarbeit, Kirche und
Jugendfragen, die sich in einer Nationalen Arbeitsgemeinschaft Suchtpolitik (NAS)
zusammenschlossen, sowie die praktisch einhellige Gefolgschaft aller Printmedien,
auch jener aus der Romandie. Mehrere Kantons- und Stadtregierungen, die für
gewöhnlich keine Empfehlungen für eidgenössische Urnengänge abgeben, sprachen
sich ebenfalls gegen die Initiative aus, unter anderem jene in den besonders von der
Drogenproblematik betroffenen Kantonen Basel-Stadt, Bern, Genf und Zürich. Ihnen
schloss sich der 1996 zum Zweck einer intensiveren drogenpolitischen Koordination
gebildete Nationale Drogenausschuss von Bund, Kantonen und Städten an. Der
Bundesrat seinerseits eröffnete seinen Abstimmungskampf viel früher als gewöhnlich.
In ungewohnt scharfer Weise bezeichnete Bundesrätin Dreifuss die Ziele der Initiative
als unrealistisch, unwirksam und unmenschlich; eine Annahme der Initiative hätte für
die eigentlichen Opfer, die Drogensüchtigen, verheerende Folgen und würde dazu
führen, dass weiterhin die (noch) nicht ausstiegswilligen Konsumenten härter bekämpft
würden als die eigentlichen Profiteure einer repressiven Drogenpolitik, nämlich die
Drogenmafia. 14

PRISE DE POSITION ET MOTS D’ORDRE
DATE: 03.07.1997
MARIANNE BENTELI

Die bürgerlichen Parteien - mit Ausnahme der rechtsbürgerlichen FP, SD und EDU,
welche die Initiative einhellig unterstützten - zeigten sich allesamt gespalten. Die SVP,
vor allem der Zürcher Flügel um Nationalrat und Mitinitiant Bortoluzzi, stellte sich
hinter die Initiative, die Sektionen der Kantone Bern, Thurgau und Graubünden
bekämpfte sie. Auch die Liberalen traten in beiden Abstimmungskomitees auf, die
Waadtländer Leuba und Sandoz bei den Initianten, der Basler Eymann bei den Gegnern.
Unter den Befürwortern figurierten auch einige FDP-Nationalräte, namentlich der
Neuenburger Frey sowie die Luzerner Aregger, Theiler und Tschuppert. Bei der CVP
stellte sich nur gerade ein alt Ständerat (Kündig, ZG) hinter das Volksbegehren. 15

PRISE DE POSITION ET MOTS D’ORDRE
DATE: 30.08.1997
MARIANNE BENTELI

Dass die Besorgnis der Befürworter eines Gegenvorschlags vergebens gewesen war,
zeigte sich spätestens am Abend des Abstimmungssonntags. Mehr als 70% der
Stimmenden legten ein Nein in die Urne, nur knapp 30% stimmten zu. Die Initiative
erzielte in keinem einzigen Kanton eine zustimmende Mehrheit. Besonders krass (mit
über 80% Nein-Stimmen) wurde "Jugend ohne Drogen" in den beiden Stadtkantonen
Genf und Basel-Stadt abgelehnt. Dieses Resultat deutete aber in nichts auf einen
Gegensatz Stadt-Land in der Drogenpolitik hin, da auch die Zentralschweizer Stände
Zug, Ob- und Nidwalden sowie die Kantone Basel-Land, Jura, Solothurn, Graubünden,
Zürich, Neuenburg, Aargau und Schaffhausen die Initiative überdurchschnittlich
verwarfen. Auch von einem Röstigraben zwischen der eher liberalen Deutschschweiz
und der in der Drogenfrage bisher als zurückhaltend geltenden Romandie konnte nicht
die Rede sein. Die Neinstimmenanteile in der Waadt und im Kanton Freiburg lagen nur
knapp unter dem nationalen Durchschnitt. Einzig in den Kantonen Wallis und Tessin
erzielte die Initiative mit knapp über 40% Ja-Stimmen so etwas wie einen
Achtungserfolg.

Volksinitiative "Jugend ohne Drogen"
Abstimmung vom 28. September 1997

Beteiligung: 40,6%
Nein: 1'314'060 (70,7%) / 23 6/2 Stände
Ja: 545'713 (29,3%) / 0 Stände

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 28.09.1997
MARIANNE BENTELI
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Parolen:
- Nein: CVP (1*), FDP (5*), SP, GP, LdU, EVP, PdA; SGB, CNG, Angestelltenverbände; u.a.
Sanitätsdirektorenkonferenz, Justiz- und Polizeidirektorenkonferenz, Verband Schweiz.
Polizeibeamter; Verbindung der Schweizer Ärzte FMH.
- Ja: SVP (3*), LPS (3*), FP, SD, EDU; Redressement national; SGV.
- Stimmfreigabe: Lega.

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 16

Die Vox-Analyse dieses Urnengangs bestätigte die ersten Eindrücke. Zwischen der
Deutschschweiz und der Romandie und zwischen städtischen und ländlichen Gebieten
war diesmal kein Graben auszumachen. Hingegen spielten das Alter und die
Kirchenbindung der Stimmenden eine entscheidende Rolle im Abstimmungsverhalten.
Die unter 40-jährigen, die nie zur Kirche gehen, lehnten die Initiative mit 95% Nein-
Stimmen am deutlichsten ab, während die über 60-jährigen Kirchgänger mit 55% Ja-
Stimmen die einzige demographische Gruppe stellten, welche dem Begehren
zustimmte. Die anderen Merkmale wie Geschlecht, Zivilstand und Ausbildung hatten
keinen wesentlichen Einfluss. Spürbare Unterschiede konnten hingegen zwischen den
gesellschaftlichen Schichten beobachtet werden: So sprachen sich bei den Landwirten
am wenigsten für die Initiative aus (15%), während die unqualifizierten Arbeitskräfte ihr
am stärksten zustimmten (41%). 17

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 01.12.1997
MARIANNE BENTELI

Nach der politischen Sommerpause setzte der Abstimmungskampf für die
Volksinitiative “für eine vernünftige Drogenpolitik” ein, welche unter dem gängigeren
Namen “Droleg” den Drogenkonsum generell freigeben und die Drogenbeschaffung als
Staatsmonopol etablieren wollte, um damit der organisierten Kriminalität die
Daseinsberechtigung zu entziehen. Da niemand, nicht einmal die SP, deren Vorstand
Stimmfreigabe beschloss, deren Delegiertenversammlung dann aber für eine
Unterstützung votierte, wirklich an einen Erfolg des Volksbegehrens glaubte, wurde die
Kampagne von beiden Seiten recht lau geführt, wobei auch ins Gewicht fiel, dass die
Befürworter nur sehr beschränkte Mittel einsetzen konnten. Wortführerin der
ablehnenden Kreise war Bundesrätin Dreifuss, die betonte, die Initiative sei im
Interesse der Volksgesundheit abzulehnen. Die Vorstellung, mit einer Legalisierung
könnte der Schwarzmarkt effizient bekämpft werden, gehöre ins Land der Illusionen.
Zudem würde sich die Schweiz damit international isolieren und das weltweite Netz der
Verbrechensbekämpfung schwächen. 18

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 01.10.1998
MARIANNE BENTELI

Erwartungsgemäss wurde die Droleg-Initiative massiv verworfen, mit 74% der
ablehnenden Stimmen sogar noch deutlicher als ein Jahr zuvor das Begehren “Jugend
ohne Drogen” (70,7% Nein). Mit Ausnahme der Kantone Zürich und Schaffhausen sowie
beider Basel sprachen sich alle Kantone mit über 70% der Stimmen dagegen aus. Mit
mehr als 80% Neinstimmen wurde die Initiative im Kanton Appenzell Innerrhoden sowie
in den romanischen Landesgegenden (mit Ausnahme von Genf) abgelehnt. Am
deutlichsten sprach sich Neuenburg mit nur knapp 15% Ja-Stimmen dagegen aus.

Volksinitiative “für eine vernünftige Drogenpolitik”
Abstimmung vom 29. November 1998

Beteiligung: 38,4%
Nein: 1'290'070 (74%) / 23 6/2 Stände
Ja: 453'451 (26%) / 0 Stände

Parolen:
– Nein: FDP, CVP, SVP, LP, LdU (1*), EVP, FP, SD, CSP; SGV, SBV; FMH, SFA.
– Ja: SP (9*), GP, PdA.
– Stimmfreigabe: SGB

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 19

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 29.11.1998
MARIANNE BENTELI
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Gemäss der Vox-Analyse dieser Abstimmung führte diese Initiative insgesamt nicht zu
einer starken Polarisierung der politischen Szene, wie dies bei der Vorlage “Jugend
ohne Drogen” der Fall gewesen war. Der Abstand zwischen der Zustimmung durch
Sympathisanten der SP und SVP, der im Vorjahr noch 50 Prozentpunkte betragen hatte,
fiel auf 22. Offenbar folgten viele SP-Anhänger mehr den Empfehlungen von
Bundesrätin Dreifuss als der – ohnehin halbherzigen – Parole ihrer Partei. Neben
leichten Unterschieden im Stimmverhalten zwischen Stadt und Land machte die
Untersuchung vor allem einen Generationskonflikt aus. 41% der 18- bis 29-jährigen
stimmten für die Initiative, aber nur 10% der über 60-jährigen. Aber auch hier fand,
verglichen mit der Abstimmung über “Jugend ohne Drogen” eine Annäherung der
Standpunkte statt, indem die Divergenz zwischen der eher jüngeren und der älteren
Generation von damals 40 Prozentpunkten auf 29 zurückging. 20
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